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Das Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz (SV-ZG)

 Rechtssicherheit
 für Selbstständige? 

– ein ziemlich weites Feld

  Urheberrecht 

Reform der Gewerbeordnung 2017

Brandgefährliche Fassaden
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EditorialEditorial Editorial

Mit der aktuell vierten Revolution erreicht uns die Digitalisierung über dezentralisierte und benutzerfreundliche Ver-
netzung unter verstärkter Einbindung der Mitarbeiter. Die Änderung alteingefahrener Modi erfolgt rasch und stellt 
für viele Marktteilnehmer eine Bedrohung dar. In dieser rasanten Mobilisierung überholt die Technik einmal mehr das 
soziale Verhalten. Wie auch immer – für die Zukunft der Wirtschaft gibt es eine Vielzahl divergierender Voraussagen. 
Jeder Wandel bietet Chancen und Risiken. Wir Ingenieure werden unsere Position durch Kreativität, Empathie und 
Kommunikationsbreite verteidigen.

Womit auch immer wir uns in Zukunft beschäftigen werden – das Thema Sicherheit wird einen wichtigen Faktor 
bilden. Daher beschäftigen sich etliche der Beiträge mit dieser Problematik. Katastrophen wie bspw. die Hochhaus-
brände in London oder auf Hawaii zeigen uns sehr rasch die Endlichkeit des Machbaren auf. Denn was heute noch 
als ideale und ausreichende Lösung gilt, muss morgen unter Umständen zufolge besserer Erkenntnisse verworfen 
werden. Sicherheit ist somit ein fließender Begriff. Er betrifft uns – in der Entwicklung, Planung und Beratung – als 
auch Legislative und Exekutive [Gesetzgebung und Verwaltung], und deren Vertreter beurteilen und genehmigen. 
Hier eröffnet sich in letzter Zeit leider ein Spektrum von amtlich hochspekulativer Vorsicht.

Anträge werden wegen geringfügigen oder nicht nachvollziehbaren Mängeln, die in der Vergangenheit von den 
Referenten bei der dem Antrag folgenden Augenscheinverhandlung problemlos besprochen und in weiterer Folge 
ausgemerzt wurden, bedingungslos zurückgestellt. Was der Behörde Zeit und dem Konsenswerber Kosten beschert. 
Sicherheit? Ja, aber mit Augenmaß. Leider steht auch immer öfter ausufernder Zertifizierungswahn, festgeschrieben 
in den Normen und Richtlinien [un]freiwilliger Regelwerke auf der Tagesordnung. Das stellt vielfach einen Eingriff in 
unser Berufsrecht dar, der so nicht hingenommen werden kann. Diese Praxis trägt offensichtlich weniger zur Sicher-
heit aller als zur Absicherung einiger weniger bei.

Wir als Vertreter der Ingenieurbüros NÖ stehen daher in diesen Zeiten des Wandels in verstärktem Kontakt mit den 
Vertretern des Landes und der Verwaltungsbehörde, um beim Abstecken der  Rahmenbedingungen rechtzeitig unse-
ren Beitrag einzubringen. Wie gesagt, birgt jeder Wandel Chancen und Risiken. Mit dem Einsatz von Wissen, Erfah-
rung und Cleverness werden wir Tariergewichte auf der Waage der Revolution sein und keinesfalls von ihr gefressen 
werden.

Und für die Unsicheren: Die Zukunft soll man nicht voraussehen wollen, sondern möglich machen. 

Wirtschaft im Umbruch
Industriegesellschaft in der Transformation zur  
Informationsgesellschaft als work in progress

„Change never ends." 
- Antoine de Saint-Exupéry

Ing. Helmut PICHL 

Obmann der Fachgruppe  
Ingenieurbüros Niederösterreich
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featurING. featurING.

kasse (GKK) haben gemeinsam festzustellen, welche Kate-
gorie der sozialversicherungsrechtlichen Tätigkeit vorliegt. 
Bezüglich der zuvor genannten „bestimmten freien Ge-
werbe“ wird eine Liste verhandelt, die Gewerbewortlaute 
aufzählt, deren Ausübung im Rahmen einer selbstständi-
gen Tätigkeit in der Regel „zweifelhaft“ ist (z. B. „Befüllen 
von Kissen“). Bei Redaktionsschluss waren die Verhandlungen zu 

dieser Liste noch nicht abgeschlossen.

b) Stärkere Einbindung der SVA bei GPLA-Prüfungen
Im Zuge einer GPLA wurden bis dato die Erhebungen 
durch die GKK alleine durchgeführt und anschließend auch 
von derselben Stelle rechtlich gewürdigt. Der betroffene 
Unternehmer hatte oftmals keine Kenntnis über eine allen-
falls andere rechtliche Beurteilung seitens der SVA. Schon 
in der Vergangenheit musste die SVA zwar auf Verlangen 
des betroffenen Unternehmers beigezogen werden, was 
aber mangels Kenntnis in den meisten Fällen nicht erfolg-
te. Durch die Neuregelung muss die GKK die SVA ohne 
unnötigen Aufschub immer dann verständigen, wenn sie 
im Rahmen einer GPLA Zweifel hat, ob eine selbstständige 
Tätigkeit in ein Dienstverhältnis umzuwandeln wäre. Auch 
die weiteren Ermittlungen sind dann gemeinsam von GKK 
und SVA durchzuführen, was für eine weitere Objektivie-
rung sorgen sollte.

c) Auseinandersetzung mit abweichender Meinung der 
SVA im Bescheid der GKK
Wenn nach dem Ende des zuvor beschriebenen Verfahrens 
GKK und SVA im Hinblick auf die Qualifikation der Tätig-
keit nicht einer Meinung sind, hat die GKK einen Bescheid 
zu erlassen, im Rahmen dessen sie sich auch mit dem ab-
weichenden Vorbringen der SVA auseinandersetzen muss. 
Dies bedeutet, dass sich einerseits die rechtliche Qualität 
der GKK-Bescheide steigern wird und andererseits der Un-

ternehmer in einem allfälligen Berufungsverfahren bereits 
die Argumente der SVA im Hinblick auf die Selbstständig-
keit aufgreifen kann.

d) Bindungswirkung einer früheren Prüfung
Selten, aber doch hat es in der Vergangenheit den absur-
den Fall gegeben, dass ein einmal als sozialversicherungs-
rechtlich korrekt geprüfter Sachverhalt bei einer späteren 
Prüfung plötzlich anders beurteilt wurde. Es war möglich, 
in diesen Fällen sogar rückwirkend in einen Zeitraum ein-
zugreifen, der vor der ersten Prüfung lag. Häufiger wurden 
Sachverhalte, die ebenso als korrekt beurteilt worden wa-
ren, bei einer neuerlichen Prüfung anders beurteilt und die 
Rechtsfolge trat ebenso teilweise für die Vergangenheit, 
teilweise für die Zukunft ein.
Die Neuregelung legt fest, dass die GKK im Fall einer spä-
teren (nochmaligen) Prüfung an die historische Entschei-
dung gebunden ist. Sie kann von der damaligen Entschei-
dung ausschließlich dann abweichen, wenn eine Änderung 
des für die Beurteilung maßgeblichen Sachverhaltes ein-
getreten ist.
Die Bindungswirkung bezieht sich aus dem Gesetzestext 
heraus zwar nur explizit auf die oben unter 2. a. beschrie-
benen Fälle der Vorabprüfung, ist aber systematisch auf 
alle (unten noch darzustellenden) Fallkonstellationen an-
zuwenden. 

e) Freiwillige Selbstprüfung („Versicherungszuordnung 
auf Antrag“)
Künftig besteht ein Rechtsanspruch, auf Basis eines frei-
willigen Antrags den sozialversicherungsrechtlichen Status 
einer Tätigkeit bzw. eines Auftrages prüfen zu lassen. Im 
Rahmen des Verfahrens wird festgestellt, ob eine Pflicht-
versicherung nach dem ASVG oder GSVG (selbständige 
Tätigkeit) vorliegt. Antragsteller können die selbstststän-

Mit 1.7.2017 ist das SV-ZG nach langjährigen Verhandlungen und  
einer monatelangen Umsetzungsphase in Kraft getreten. Beleuchtet 
werden die positiven Aspekte des neuen Gesetzes, aber auch die noch 
ungelösten Probleme der Praxis.

Das Sozialversicherungs- 
Zuordnungsgesetz (SV-ZG) 
– mehr Rechtssicherheit für Selbstständige?

Ein Besuch von Prüfern der Gebietskrankenkassen bzw. 
der Finanz, im Allgemeinen als GPLA (Gemeinsame Prü-
fung Lohnabhängiger Abgaben) durchgeführt, erfreut ein 
Unternehmen nie. Kritisch wird es jedoch insbesondere 
dann, wenn im Zuge einer GPLA unterstellt wird, dass ein 
Vertragsverhältnis von einem Werkvertrag/einer selbst-
ständigen Tätigkeit in einen Arbeitsvertrag/eine unselbst-
ständige Tätigkeit umgewandelt werden soll. 

Neben den arbeitsrechtlichen Auswirkungen können die 
Nachforderungen der Krankenkassen zu existenziellen 
Problemen für das betroffene Unternehmen führen. Der 
Grund dafür ist einerseits, dass der Prüfzeitraum Beitrags-
nachzahlungen für bis zu fünf Jahre in der Vergangenheit 
erlaubt, und andererseits, dass der (nunmehrige) Arbeit-
geber nicht nur für die Arbeitgeber-, sondern auch für 
die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung haftet. 
Hinzu kommt die persönliche Rechtsfolge für den vormals 
Selbstständigen, der sich plötzlich in einem Arbeitsverhält-
nis wiederfindet.
Diese Rechtslage in Kombination mit einer sich im letzten 
Jahrzehnt verschärfenden Prüfpraxis der Gebietskranken-
kassen hat dazu geführt, dass die Vertragsfreiheit sehr 
stark eingeschränkt wurde. Unter dem Damoklesschwert 

einer drohenden Umwandlung in ein Arbeitsverhältnis 
wurden viele Vertragsverhältnisse gleich vorab als freies 
bzw. echtes Dienstverhältnis ausgestaltet oder es wurden 
Vertragsabschlüsse mit „kleineren“ Unternehmen bzw. 
Ein-Personen-Unternehmen (EPU) überhaupt vermieden. 
Gerade Letzteres betrifft auch viele Ingenieurbüros, die als 
EPU tätig sind.

Die Wirtschaftskammer hat seit vielen Jahren versucht, in 
unzähligen Verhandlungsrunden mit den Sozialversiche-
rungsträgern, den Sozialpartnern bzw. Regierungsvertre-
tern Lösungen zu finden, die mehr Rechtssicherheit für den 
konkreten Unternehmer – sei es für den Auftraggeber oder 
den Auftragnehmer – bringen sollen. Im Spätsommer 2016 
kam es schließlich zu einer Sozialpartnereinigung, die nun-
mehr im oben genannten SV-ZG umgesetzt wird.

Nachstehend finden Sie einen Überblick über die Eck-
punkte des neuen Gesetzes bzw. deren Bedeutung für die 
Praxis. Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass eine Viel-
zahl der unten angeführten Rechtsfolgen bzw. praktischen 
Vorgehensweisen nicht direkt aus den Gesetzen ablesbar 
sind, sondern sich aus der vermutlichen Verwaltungspraxis 
der Sozialversicherungsträger ergeben werden.

a) Vorabprüfung bestimmter freier Gewerbe
Bei Neuanmeldungen von bestimmten freien Gewerben 
(und „Neuen Selbstständigen“) wird die in Aussicht ge-

nommene Tätigkeit anhand eines Fragebogens erhoben. 
Die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft (SVA) und die örtlich zuständige Gebietskranken-

1. Ausgangslage

2. Neuerungen aus dem SV-ZG



8

featurING.

Mag. Wolfram Hitz, Referent in der Bundessparte Information 
und Consulting, WKÖ“

Wie einleitend bereits angeführt sind, noch viele weitere 
Schritte notwendig, um speziell für wissensbasierte Dienst-
leister, wie die Ingenieurbüros, endlich eine echte Rechts-
sicherheit zu schaffen. Für Unternehmer, die ganz bewusst 
in die Selbstständigkeit gehen, ist die vorliegende Rege-
lung grundsätzlich nach wie vor lückenhaft, um sich vor 
ungerechtfertigten Einbeziehungen ins ASVG zu schützen. 
Man kann aber das bis dato eher nebulose Risiko einer Um-
wandlung insbesondere bei neuen Verträgen z. B. durch 

eine freiwillige Selbstprüfung weitgehend ausschalten. Die 
Gesetzesänderungen bzw. das SV-ZG in Summe haben nur 
positive und „entschärfende“ Wirkungen. Dies ist als Zwi-
schenschritt ein sehr positives Signal. Unabhängig davon 
wird man in nächster Zeit die Verwaltungspraxis der Sozi-
alversicherungsträger beobachten müssen, um evaluieren 
zu können, an welchen Stellen die Gesetze unter Umstän-
den noch eine (positive) Nachschärfung benötigen.

a) Vorabprüfung
Nein, da kein freies Gewerbe vorliegt.
b) Stärkere Einbindung der SVA bei GPLA-Prüfungen
Vorteil, wenn Sie als Auftraggeber eines anderen Selbst-
ständigen im Hinblick auf die rechtliche Qualifikation des 
Vertragsverhältnisses geprüft werden.
c) Auseinandersetzung mit abweichender Meinung der 
SVA im Bescheid der GKK
Siehe unter b.
d) Bindungswirkung einer früheren Prüfung
Vorteil, da Sie vor unerwarteten „Meinungsänderungen“ 
der GKK rechtlich geschützt sind.

e) Freiwillige Selbstprüfung
Vorteil, da Sie als Auftragnehmer oder Auftragnehmer im 
Vorfeld das „Risiko“ des Vertragsverhältnisses prüfen las-
sen können und durch die Bindungswirkung eine Absiche-
rung für die Zukunft haben.
f) Anrechnung von SVA-Beiträgen auf GKK-Beitrags-
nachzahlung 
Vorteil, wenn Sie als Auftraggeber durch einen Bescheid 
plötzlich zum Arbeitgeber werden.

3. Zusammenfassung

4. Checkliste für Ingenieurbüros bzgl. Betroffenheit

dig versicherte Person oder deren Auftraggeber sein. Der 
Antrag kann bei der SVA oder der GKK eingebracht wer-
den. Der von der SVA verwendete Fragebogen ist unter 
www.svagw.at abrufbar, in der Suchfunktion ist „Frage-
bogen Rechtssicherheit“ einzugeben. Das Verfahren bei 
GPLA-Prüfungen (siehe oben unter b.) findet auch hier 
sinngemäß Anwendung, sodass die GKK (wie bei anderen 
Prüfungskonstellationen) die SVA verständigen muss. Je 
nachdem, zu welchem Ergebnis die Sozialversicherungs-
träger gelangen, hat entweder die GKK einen Bescheid 
über die unselbstständige Tätigkeit zu erlassen oder die 
SVA hält bescheidmäßig fest, dass es sich um eine selbst-
ständige Tätigkeit handelt. Kommen beide Versicherungs-
träger zum einvernehmlichen Ergebnis, dass eine ASVG-
Versicherung vorliegt, wird ein Bescheid nur auf Antrag 
ausgestellt. Auch in diesen Fällen tritt natürlich (und hier 
noch wichtiger) die zuvor beschriebene Bindungswirkung 
ein.
ACHTUNG: In allen Fragen der Abgrenzung, aber ins-
besondere im Hinblick auf die freiwillige Selbstprüfung, 
nehmen Sie unbedingt im Vorfeld Kontakt mit Ihrer 

Landeskammer auf! Die Expertinnen und Experten be-
urteilen die Erfolgschancen der geplanten Vorgehens-
weise und können Sie auch über allfällige Alternativen 
beraten.

f) Anrechnung von SVA-Beiträgen auf GKK-Beitrags-
nachzahlung (§ 41 Abs 3 GSVG) 
Nach der alten Rechtslage hat im Fall einer Umwandlung 
des Vertragsverhältnisses die SVA dem Versicherten die 
eingehobenen Beiträge nur auf Antrag rückerstattet. Der 
vormalige Auftraggeber, dann Dienstgeber, musste (und 
muss auch künftig) sowohl die Dienstnehmer- als auch die 
Dienstgeberbeiträge für die vergangenen (drei bis fünf) 
Jahre an die GKK nachzahlen. Die Gesetzesänderung sieht 
jedoch vor, dass die bis dato an die SVA entrichteten Bei-
träge künftig automatisch der GKK zu überweisen und dort 
auf die geschuldeten Beiträge anzurechnen sind. Dies ist 
eine massive Entlastung bzw. Minimierung des finanziellen 
Risikos.

interestING.

Berufshaftpflichtversicherungen sind für viele ein notwendiges Übel und jeder hofft, dass er sie nicht braucht. Die Vermö-

gensschadenhaftpflicht für Ingenieurbüros ist da wohl keine Ausnahme. Aber jetzt ist ein guter Zeitpunkt, einen Blick in 

die Polizze zu werfen und sich zu fragen, ob man auf dem aktuellen Stand ist. Gibt es in Ihrem Vertrag eine sogenannte 

Vor- und Nachdeckung und sind diese Zeiten begrenzt oder unbefristet? Besteht auch eine Deckung für einen Betriebs- 

oder Produktionsausfall, der aus einem Planungsfehler resultiert und wenn ja in welchem Umfang? Besteht eine Deckung 

für Gewässerschäden? Sind die Prämienkonditionen überhaupt marktkonform? Insbesondere bei guten Schadenverläufen 

sind in vielen Fällen substantielle Deckungsverbesserungen, verbunden mit Einsparungen, möglich. Da diese Versiche-

rungen üblicherweise eine Kündigungsmöglichkeit zum Jahresende (mit 3-monatiger Kündigungsfrist) bieten, lohnt sich 

gerade jetzt ein Marktvergleich. 

Die wahre Qualität einer Versicherungslösung erkennen viele oft erst im Scha-

denfall. Die Brindlinger Versicherungsmakler GmbH hat sich speziell im Bereich 

der Vermögensschadenhaftpflicht einen Namen gemacht. 1967 gegründet – 

wir feiern heuer ein rundes Jubiläum – sind wir führend im Bereich des Risiko- 

und Versicherungsmanagements für planende und beratende Berufe. Wir sind 

ein österreichweit agierendes Unternehmen und in diesen Segmenten einer 

der größten unabhängigen Versicherungsberater und -makler in Tirol mit drei-

ßig Mitarbeitern an den Standorten Zell am Ziller und Jenbach.
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Die Eckdaten unseres Angebots einer  
Vermögensschadenhaftpflicht für Ingenieurbüros:

   Personenschadendeckung mit erhöhter Versicherungssumme

   Die Deckungssummen für Sach- und Vermögensschäden können stufenweise  

zwischen 150.000 Euro und max. 3 Mio. Euro gewählt werden

   Schadenersatzverpflichtungen aus gänzlichem oder teilweisem Betriebs- oder Produktionsausfall  

gelten im Rahmen der Versicherungssumme (ohne Einschränkung) mitversichert

   Wesentlich sind die Vor- und Nachdeckungszeiten. In unserem Fall: prämienfrei fünf Jahre  

vorher und nachher unbegrenzt

   Eine Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften (ARGE) ist grundsätzlich mitversichert.  

Auch reine Solidarhaftungen für ARGE-Partner sind mitversicherbar!

   Beim Selbstbehalt bestehen Auswahlmöglichkeiten zwischen 750 Euro und 15.000 Euro

   Tätigkeit als gerichtlich beeideter Sachverständiger kann optional eingeschlossen werden

   Eigenschäden von Angehörigen und verbundenen Gesellschaften: mitversichert bis zu einer Beteiligung von 30 %

   Geltungsbereich ist ganz Europa, erweiterbar auf weltweit, ohne. USA/CAN/AUS

Gerne arbeiten wir Ihnen eine maßgeschneiderte Versicherungslösung aus. Kontaktieren Sie uns unter: 
Brindlinger Josef, MLS (Geschäftsführer Versicherungsmakler GmbH)
Gerlosstraße 14, A-6280 Zell am Ziller ● T:  + 43 (0) 5282 2452 - 15 ● F:  + 43 (0) 5282 2452 – 20
josef@brindlinger.at ● www.brindlinger.at ● www.vermoegensschadenhaftpflicht.at 

Sicherheit mag keine Kompromisse
Kein Risiko bei der Sicherheit
Weil es gut und sicher sein soll
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Ein ziemlich weites Feld …
Wer auch immer Einzigartiges erdenkt, soll dafür belohnt werden. 
Nicht mit Nüssen oder Glasperlen, sondern mit den Annehmlichkei-
ten des Immaterialgüterrechtes. Das geistige Eigentum des Menschen 
darf dabei wie ein scharfes Skalpell wirken, um Dritte vom Ernten der 
Früchte eigener Leistungen fernzuhalten. 

featurING. featurING.

Aber Apple hin und Samsung her, welche Möglichkeiten 
stehen uns zur Verfügung und worauf soll man achten? 
Da ist zuvorderst das Urheberrecht. Ein Wohlbrunnen der 
Annehmlichkeit. Es schützt das geistige Eigentum der 
Urheber, also das Recht des Schöpfers an seinem „ei-
gentümlichen“ Werk auf den Gebieten der Literatur, der 
Musik, des Films und der bildenden Kunst. Dazu gehören 
beispielhaft auch Computerprogramme als Ergebnis ei-
gener geistiger Schöpfung, Logos, Lichtbilder sowie Da-
tenbanken als Sammlungen systematisch geordneter und 
einzeln ansprechbarer Werke, Daten oder unabhängiger 
Elemente. Auch das Layout einer Web-Seite kann urhe-
berrechtlich geschützt sein. Ebenso wie E-Mails.

Sobald das Werk geschaffen ist, entsteht das Recht da-
ran automatisch. Es muss in kein Register eingetragen 
werden, erfordert keine Zahlungen  und gilt bis 70 Jahre 
nach dem eigenen Tod.  Jede öffentliche Nutzung eines 
solchen Werkes bedarf dann der Zustimmung des Urhe-
bers. 

Auch das Recht auf Vervielfältigung steht grundsätzlich 
ausschließlich dem Urheber zu. Das betrifft insbesondere 
Upload und Download von Werken [Daten]. Das Ins-Web-
Stellen verletzt außerdem noch das ausschließliche Zur-
verfügungsstellungsrecht des Urhebers.

Für Zitate, die wir in unsere Texte einfließen lassen gilt: 
Zitate müssen als solche erkennbar sein. Zitate bedürfen 

grundsätzlich einer Quellenangabe. Sonst handelt es sich 
um ein Plagiat.

Immaterielle Vermögenswerte haben den körperli-

chen Gegenständen längst den Rang abgelaufen. Da-

her ist es unabdinglich, Kenntnisse über das rechtliche 

Rahmenwerk zur Verfügung zu haben. Aber so wie 

das Scheidungsrecht uns erst im Fall der Fälle zu in-

teressieren beginnt, stoßen wir auf Urheberrecht und 

gewerbliche Schutzrechte erst, wenn Streit ins Haus 

steht. Wenn wir in Rechte Dritter oder diese in eigene 

Rechte eingreifen. Nicht ohne Grund hat Apple nach 

eigenen Angaben über 300 Patente und Gebrauchs-

muster für das erste iPhone beansprucht.

Urheberrecht

Zitate

National oder mehr

Logos, Eigentümlichkeit vorausgesetzt, genießen also 
urheberrechtlichen Schutz. Sie können aber auch, Unter-
scheidungskraft vorausgesetzt, markenrechtlich geschützt 
sein. Das führt uns zu einem wesentlichen Vertreter der 
gewerblichen Schutzrechte: der Marke. Eine Marke ist als 
Kennzeichen für Waren oder Dienstleistungen definiert. 
Marken dienen zur Förderung des Bekanntheitsgrades 
sowie zur Darstellung der Einzigartigkeit eines Produk-
tes oder einer Dienstleistung. Die Großen der Branche 
zeigen es uns vor. Der Schutz gemäß dem Markenrecht 
umfasst beispielhaft Wortmarken, Wortbildmarken, Bild-
marken, 3-D Marken, Farben etc. Der regionale Schutz 
richtet sich sinnvollerweise nach dem Marktinteresse. 
Schutz in Ländern ohne Handlungsbedarf ist hinterfra-
genswürdig. Kosten sind absehbar, der Einsatz speziali-

sierter Anwälte treibt diese allerdings in die Höhe. Hin-
weis vermittels des Zeichens ® ist allerdings erst dann 
erlaubt, wenn die Registrierung tatsächlich erfolgt ist! 

Wie beliebt Marken sind, zeigt die Statistik: 2016 wurden 
beim Österreichischen Patentamt 5.659 Anmeldungen 
hinterlegt. Und: Marken haben uns Entscheidendes vor-
aus: Sie können ewig leben – wenn wir sie alle zehn Jahre 
verlängern. Marken können auch nach der Registrierung  
– zwar nur formal und nicht gestalterisch, aber doch – er-
weitert oder geändert werden. Wichtigste Aspekte der 
Marke sind somit die uneingeschränkte Unterscheidung 
von Mitbewerbern, die dauerhafte Identifizierung eines 
Unternehmens und die Untersagung der Markennutzung 
durch Dritte. 

Patent- und Gebrauchsmusterschutz
Als bekannteste Vertreter des gewerblichen Rechtsschut-
zes, insbesondere für uns Ingenieure, gelten Patent- und 
Gebrauchsmusterschutz. Sie bedienen insbesondere die 
Bereiche Produkte, Verfahren und Vorrichtungen. Dabei 
müssen sie neu, gewerblich anwendbar sein und erfin-
derische Leistung aufweisen. Die Schutzrechte bilden 
ein territoriales und zeitlich begrenztes Ausschließungs-
recht. Der Rechtsinhaber verfügt über das ausschließ- 
liche Recht, Dritte davon auszuschließen, den Gegenstand 
der Erfindung betriebsmäßig herzustellen, in Verkehr zu 
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. Im Gegensatz 
zum Patent, bei welchem man in einen oftmals waghal-

sigen Dialog mit Vertretern des Patentamtes zu treten 
hat, ist das Gebrauchsmuster ein ausschließliches Regis-
trierungsrecht und unterliegt nur einer formalen Prüfung. 
Etwaige inhaltliche Probleme hat der Markt zu regeln. 
Reine Geschäfts- oder Rechenmethoden sind ausge-
schlossen. Allerdings können mit einem Gebrauchsmuster 
auch Programmlogiken geschützt werden. Dabei gilt eine 
Neuheitsschonfrist von sechs Monaten. Das Gebrauchs-
muster hat eine maximale Laufzeit von zehn Jahren. Das 
Patent bietet 20 Jahre Schutz und der Patentinhaber hat 
Anspruch auf steuer- und gewerberechtliche Vergünsti-
gungen.

Neben einer rein nationalen Anmeldung kann auch ein 
europäisches Patent für insgesamt 42 Teilnehmerstaaten 
sowie eine internationale Sammelanmeldung PCT vorge-
nommen werden. Aber Achtung! Wer denkt, dass es die 
Masse macht, irrt. Anmeldungen nur in den Ländern Ihres 
Marktes hinterlegen. Patente wollen erhalten werden. Sie 
kosten Geld und ein eventueller Eingriff in die eigenen 
Rechte ist zu verifizieren und zu verteidigen. Was schon in 
Italien oder Ungarn schwierig ist. Probieren Sie es.

Neben den genannten großen Gebieten des gewerbli-
chen Rechtsschutzes gibt es noch eine Vielzahl weiterer 
Rechte. Beispielsweise genannt sei der Halbleiterschutz. 
Hier geht es um Topographien, also den Schutz von drei-

dimensionalen Strukturen mikroelektronischer Halblei-
ter. Und abschließend das Design, also die für das Auge 
wahrnehmbaren Merkmale eines Produktes. Hierfür ist 
der  Musterschutz vorgesehen. Er umfasst interessan-
terweise auch das Layout einer Website. Nicht aber die 
hinter einem Produkt oder Verfahren stehende Idee oder 
Funktion.

Der Schutz geistigen Eigentums erweitert sich also über 
ein ziemlich weites Feld. Für die einen ein Minenfeld, für 
die anderen ein fruchtbares Feld. Denn Schutzrechte las-
sen sich auch verwerten. Und wer nicht selbst ernten will, 
vergibt Lizenzen und erfreut sich am Klingeln der Regis-
trierkassa.

Ing. Helmut Pichl
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ACHTUNG: Die Nebenrechte für andere reglementierte Gewerbe stehen in einem zeitlichen Naheverhältnis zur Haupt-

leistung. Bei Zielschuldverhältnissen ist die Grenze die Abnahme durch den Auftraggeber, bei Dauerschuldverhältnissen 

die Kündigung. Selbst wenn danach durch den gleichen Auftraggeber in der gleichen Angelegenheit noch eine Leistung 

angefragt wird, die ursprünglich im Nebenrecht erbracht wurde, ist diese nicht mehr durch das Nebenrecht gedeckt. 

Ergänzende Aufträge können aber innerhalb der zulässigen Grenze übernommen und erbracht werden, wenn sie zwar 

getrennt vom ursprünglichen Auftrag, aber vor Abnahme oder Kündigung der Leistung beauftragt werden.

Ziel war es, Verfahren für Unternehmer einfacher, schneller und günstiger zu machen. Mehr vereinfachte Genehmigungs-

verfahren und weniger Strafen lassen den Unternehmern wieder mehr Luft für ihre Vorhaben.

Wichtig für Ingenieurbüros (Inkrafttretensdatum 18.07.2017): gemäß § 353b (1) GewO kann in Verfahren betreffend 

Betriebsanlagen, die auf Erlassung eines an einen Antrag des Inhabers einer Betriebsanlage gebundenen Bescheides 

gerichtet sind, der Inhaber der Betriebsanlage für bestimmte Fachgebiete die Bestellung von nicht amtlichen Sach-
verständigen unwiderruflich beantragen. Der Antrag muss spätestens gleichzeitig mit dem verfahrenseinleitenden An-

bringen gestellt werden und hat die genaue Bezeichnung des jeweiligen Fachgebietes, für das ein nichtamtlicher Sach-

verständiger bestellt werden soll, zu enthalten. Die Kosten für die Heranziehung eines auf Grund eines Antrages gemäß 

Abs. 1 beigezogenen nichtamtlichen Sachverständigen sind im vollen Umfang vom Antragsteller zu tragen.Der gewerberechtliche Umfang, in dem ergänzende Leistungen aus anderen Gewerben erbracht werden dürfen, wurde 

deutlich erweitert, siehe § 32 (1a): „Gewerbetreibenden steht auch das Erbringen von Leistungen anderer Gewerbe zu, 

wenn diese Leistungen die eigene Leistung wirtschaftlich sinnvoll ergänzen. Dabei dürfen die ergänzenden Leistungen 

insgesamt bis zu 30 vH des im Wirtschaftsjahr vom Gewerbetreibenden erzielten Gesamtumsatzes nicht übersteigen. 

Innerhalb dieser Grenze dürfen auch ergänzende Leistungen reglementierter Gewerbe erbracht werden, wenn sie im Fall 

von Zielschuldverhältnissen bis zur Abnahme durch den Auftraggeber oder im Fall von Dauerschuldverhältnissen bis zur 

Kündigung der ergänzten eigenen Leistungen beauftragt werden und sie außerdem bis zu 15 vH der gesamten Leistung 

ausmachen.“

Insgesamt dürfen somit ergänzende Leistungen aus anderen (reglementierten und freien) Gewerben im Umfang von bis 

zu 30 % des Jahresumsatzes erbracht werden, ohne dafür eine eigene Gewerbeberechtigung zu benötigen, wobei diese 

eine wirtschaftlich sinnvolle Ergänzung der eigenen Tätigkeit darstellen müssen. Im Rahmen eines bestehenden Auftrags 

dürfen Leistungen anderer reglementierter Gewerbe übernommen werden. Diese ergänzenden Leistungen aus reg-
lementierten Gewerben (z. B. Baumeister) dürfen bis zu 15 % der eigenen Leistung (Auftragswert bzw. Zeitaufwand) 

ausmachen – als Bemessungsgrundlage dient somit weiterhin der einzelne Auftrag – und nicht, wie ursprünglich vorge-

sehen, das Wirtschaftsjahr. Die 15 % können beispielsweise am Umsatz, Auftragswert oder am Zeitaufwand bemessen 

werden.

ACHTUNG: Gemäß § 32 (2) GewO müssen bei Ausübung der Rechte gemäß Abs. 1 und Abs. 1a der wirtschaftliche 

Schwerpunkt und die Eigenart des Betriebes erhalten bleiben. Soweit dies aus Gründen der Sicherheit notwendig ist, 

haben sich die Gewerbetreibenden entsprechend ausgebildeter und erfahrener Fachkräfte zu bedienen.

Die Bemessungsgrundlage bei der ergänzenden Ausübung von freien Gewerben ist der in einem Wirtschaftsjahr erzielte 

Gesamtumsatz.

Insgesamt darf die ergänzende Ausübung freier und reglementierter Gewerbe die Grenze von 30 % des Jahresumsatzes 

nicht überschreiten. Werden die Grenzen von ergänzenden Leistungen aus reglementierten oder freien Gewerben über-

schritten, muss ein weiteres Gewerbe angemeldet bzw. angezeigt werden.

   Bis zu 50 % aller Betriebsanlagenverfahren sollen dabei als vereinfachte Verfahren geführt werden.

   Die höchstzulässige Verfahrensdauer wurde um ein Drittel verkürzt, normale Verfahren dauern zukünftig maximal vier, 

vereinfachte Verfahren maximal zwei Monate. Die Einhaltung der gesetzlichen Zeitlimits durch Behörden wird durch 

ein bundesweites Verfahrensdauermonitoring überwacht.

   Künftig erledigt die Behörde Grundbuchsabfragen kostenfrei anstelle des Genehmigungswerbers. Zudem werden 

die Kosten für Kundmachungen in Verfahren für Industrieanlagen stark reduziert und Bundesabgaben für Genehmi-

gungen entfallen komplett.

   Die Anzahl der Verfahren wird weiter reduziert. Für temporäre Änderungen (z. B. Public Viewing) ist kein Anzeige-

verfahren mehr erforderlich. Die in der Praxis bedeutsamen emissionsneutralen Änderungen und Ersatzinvestitionen 

können ebenfalls ohne Anzeigeverfahren durchgeführt werden.

   Zuständige Behörde bleibt – wie auch bisher – die Bezirksverwaltungsbehörde.

   Im Betriebsanlagengenehmigungsverfahren entfallen die Bundesabgaben für die gewerbebehördliche Genehmi-

gung oder Änderung sowie die Vidierungskosten.

   Bei geringfügigen Vergehen verzichtet der Gesetzgeber künftig darauf, Verwaltungsstrafverfahren einzuleiten, wenn 

der Anlageninhaber den gesetzmäßigen Zustand nach Hinweis auf die notwendige Maßnahme innerhalb einer Frist 

herstellt („Beraten statt strafen“).

Nicht beschlossen wurde die Einbindung der landesrechtlichen Bewilligungen (insbesondere Bau- und Naturschutzrecht) 

in den One-Stop-Shop. Dazu hätte es einer 2/3 - Mehrheit im Nationalrat bedurft, die leider nicht zustande kam.

Nähere Informationen finden Sie auf: www.gewerbeordnung-neu.at

1. Klarstellung bei IBs und Baumeister (Inkrafttretensdatum 18.07.2017) (Änderungen fettgedruckt)

2. Ausweitung der Nebenrechte (Inkrafttretensdatum 18.07.2017)

3. Das neue Betriebsanlagenrecht

Weitere wichtige Änderungen: 

informING.

Reform der Gewerbeordnung 2017

Ingenieurbüros haben das Recht zur „Leitung von Projekten“, siehe § 134 GewO: „(1) Der Gewerbeumfang 

der Ingenieurbüros (§ 94 Z 69) umfasst die Beratung, die Verfassung von Plänen, Berechnungen und Studien, die 

Durchführung von Untersuchungen, Überprüfungen und Messungen, die Ausarbeitung von Projekten, die Leitung 
von Projekten, die Überwachung der Ausführung von Projekten, die Abnahme von Projekten und die Prüfung der 

projektgemäßen Ausführung einschließlich der Prüfung der projektbezogenen Rechnungen sowie die Erstellung 

von Gutachten auf einschlägigen Fachgebieten.“

Die Baumeister haben das Recht zur Bauaufsicht, siehe § 99 Abs 1 Z 2: „2. Hochbauten, Tiefbauten und andere 

verwandte Bauten zu leiten und die Bauaufsicht durchzuführen.“
ACHTUNG: Die Ergänzung um das Wort „Leitung“ bei den Ingenieurbüros und die Ergänzung um das Wort „Bau-

aufsicht“ bei den Baumeistern (und Holzbaumeistern) ist eine Klarstellung und keine inhaltliche Erweiterung. Denn 

zweifellos waren auch nach alter Rechtslage Baumeister und Holzbaumeister berechtigt, Hochbauten und Tiefbau-

ten und andere verwandte Bauten zu beaufsichtigen und zu leiten, sowie Ingenieurbüros zweifellos berechtigt, ihre 

Projekte zu leiten und zu überwachen.
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informING. informING.

Damit verbleibt praktisch als Hauptanwendungs-
fall die rechtswidrige Nutzung der Ingenieurleis-
tung außerhalb des Projektes, beispielsweise 
durch Kopieren besonders intelligenter Details 
bei einem anderen Projekt, etwa durch Auf-
nahme in Bauteilkataloge oder Mustersamm-
lungen. Derartige Vorgänge können sowohl 
urheberrechtlich als auch nach dem Wettbe-
werbsrecht verfolgt werden. Gerade wenn das 
volle Rationalisierungspotenzial durch BIM ausge-
schöpft werden soll, indem bei anderen Bauvorha-
ben erprobte, gewissermaßen „vorgefertigte“ Detaillö-
sungen wiederholt zum Einsatz kommen, wird sich die 
Frage unerlaubter Kopien und deren Vergütung 
erneut stellen. Sonst aber ist der Ingenieur, der 
dem großen Kopieren nicht mehr tatenlos zu-
sehen will, aufgefordert, schon in seinem An-
gebot das mit dem Bauherrnhonorar abge-
deckte Ausmaß der Verwendung der Pläne 
durch Dritte genauer zu beschreiben.

Nicht jeder Plan ist urheberrechtlich geschützt. Als Werk 
der Baukunst gilt er nur dann, wenn ihn eine kreative und 
künstlerische Gestaltung oder eine technische Innovation 
gegenüber dem Planungsdurchschnitt hervorhebt. Wa-
ren lediglich Auftraggebervorgaben planerisch optimal 
umzusetzen, ohne Spielraum für Eigenschöpfungen, so 
liegt ein Werk der Bautechnik vor. Allerdings darf man 
sich auch eine solche fremde Leistung nicht ohne wei-
teres kostenlos aneignen, hier kann unlauterer Wettbe-
werb durch rechtsgrundlose Ausbeutung einer fremden 

Leistung vorliegen. Selbst wenn aber nicht die ganze In-
genieursarbeit kreativ und originell sein konnte, so sind 
doch Details, auf die dies zutrifft, schutzfähig, beispiels-
weise ein Fassadenplan oder auch ein Deckenspiegel-
plan, bei dem die Kühl-/Heizkörper originell angeordnet 
wurden oder ein Außenanlagenplan, kurz und gut jede 
anspruchsvolle individuelle, gestalterische und/oder in-
novativ/kreative technische Lösung kann Urheberrechte 
begründen.

Bei den 3D-Gebäudemodellierungen durch BIM schließ-
lich ist es geradezu der erklärte Zweck, dass nicht mehr 
jeder Beteiligte seine eigenen Pläne und Handskizzen 
zeichnet, sondern, dass ein und derselbe Planungsstand 
vom Architekturmodell über die anderen technischen De-
tailmodelle, über die Ausführungs- und Abwicklungspla-
nung bis hin zu den Bestandsplänen kontinuierlich von 
zahlreichen Projektbeteiligten kopiert und abgekupfert 
wird.

BIM wirft darüber hinaus noch ein spezifisches Urheber-
rechtsproblem auf, nämlich die Miturheberschaft. Sobald 
mehrere Beteiligte am 3D-Gebäudemodell mitarbeiten, 
kommt ihnen Miturheberschaft zu. Jeder Miturheber 
kann Eingriffe wie unbefugte Kopien verhindern/verfol-
gen, der Anspruch auf angemessene Ergänzungshonora-
re müsste aber durch alle Miturheber gemeinsam verfolgt 
werden.

Wird ein Auftragswerk geschaffen, ist damit schlüssig 
das Recht eingeräumt, es zur Ausführung des Baues zu 
verwenden. „Der Auftrag zur Erstellung von Plänen für 
ein Bauwerk schließt mangels einer ausdrücklichen ge-

genteiligen Vereinbarung die Benützung durch Dritte (zur 
Baudurchführung) ein.“ (OGH 26.08.2008, 4 Ob 117/08 
x) Das kann auch Kopien für Werkstatt und Abrechnungs-
pläne umfassen, besonders wenn Planlieferungen in leicht 

Wettbewerbsrecht

Urheberrechtlich geschützt oder nicht?

Kopien und Miturheberschaft

Auftragswerke

Urheberrechte, Ausführungspläne  
und BIM?

Müssen Ingenieurbüros zusehen, dass ihre Plandaten von jedem Baube-

teiligten beliebig kopiert und verändert werden, z. B. Ausführungspläne, 

und wie verhält es sich mit den 3D-Gebäudemodellen von BIM, wo die ge-

meinsame Nutzung einer Planer-Datenbank geradezu Systemzweck wird? 

Grundsätzlich verbietet das Urheberrecht Plankopien, z. B. durch die 

Ausführenden für ihre Werkstatt- und Abrechnungszwecke, ebenso wie 

Bestandspläne für den Facility Manager. Naheliegenderweise wird das In-

genieurbüro mögliche Honoraransprüche aus diesen Sachverhalten auf-

greifen. Dabei gibt es aber zwei praktische Hürden.

Auf den Baustellen hat das große Kopieren eingesetzt, seitdem elektro-
nische Planlieferung zum Stand der Technik geworden ist. 

kopierbaren Formaten vereinbart sind. Selbstverständlich 
kann man anderes regeln, beispielsweise in sein Angebot 
aufnehmen: „Von Dritten, die unsere Pläne/Daten nutzen, 

z. B. für Ausführung-/Werkstatt-/Abrechnungspläne sind 
wir berechtigt, ein angemessenes Entgelt hierfür einzu-
heben.“
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Möglichkeit 2:

Möglichkeit 3:

Möglichkeit 4:

informING. informING.

Patentrecherche
Der Stand der Technik muss also bekannt sein. Eine einfache und zielführende Vorgehensweise ist die Patentrecher-

che, die zu Beginn des Patentierungsprozesses unbedingt notwendig ist. Ihre Erfindung muss sich ja vom Stand der 

Technik unterscheiden, indem zum Beispiel die Lösung eines bekannten Problems dargestellt wird. Für die Recherche 

gibt es mehrere Möglichkeiten.

Falls Sie fündig werden, ist noch zu wissen, welche Art von Schutz des 
geistigen Eigentums es gibt:

Möglichkeit 1:
 

Sie beauftragen das österreichische Patentamt mit der Recherche im Internet und in kostenpflichtigen Datenbanken. 

Dazu ist eine schriftliche Beschreibung der möglichen Erfindung naturgemäß notwendig. Die Kosten dafür sind über-

schaubar, es liegt an der Beschreibung, ob Sie das bekommen, was Sie wollten.

Sie beauftragen einen Patentanwalt mit der Recherche im Internet und in kos-

tenpflichtigen Datenbanken. Dafür ist selbstverständlich ebenfalls eine mög-

lichst genaue schriftliche Formulierung notwendig. Vorteil: hochprofessionel-

le Recherche, Nachteil: hohe Kosten.

Sie beauftragen ein Ingenieurbüro mit der Recherche im Internet. Der Vorteil 

ist, dass diese Form der Recherche das beste Preis-Leistungs-Verhältnis bietet 

und Sie es mit einer fachkundigen Ansprechperson zu tun haben. Nachteil: 

die Kosten.

Patente? Patentierung!
In der „readING“-Ausgabe 65 im September 2015 wurde bereits auf 
die Rolle der Ingenieurbüros bei der Patentierung von geistigem Ei-
gentum hingewiesen. In dieser Ausgabe geht es einen Schritt weiter: 
Wie verhalte ich mich, wenn eine patentierbare Idee vorliegt.

Grundsätzlich muss der sogenann-

te Stand der Technik recherchiert 

werden. Der Stand der Technik 

kann auch als „allgemein anerkann-

te Regeln der Technik“ bezeichnet 

werden. Das Wirtschaftslexikon 

Gabler bietet dazu die folgende 

Formulierung: „Technische Ver-

fahren und Vorgehensweisen, die 

in der praktischen Anwendbarkeit 

erprobt sind und von der Mehrheit 

der Fachleute anerkannt werden. 

Anhaltspunkte für solche Verfahren 

geben v.a. technische Regelwerke 

(z.B. DIN-Normen).“

Sie führen die Recherche im Internet selber durch. Vorteil: Sie wissen genau, 

wonach Sie suchen, Nachteil: Ihre Zeit ist nicht kostenlos. Die meist kostenlo-

se Recherche können Sie über die folgenden Links durchführen:

Datenbank des deutschen Patentamtes
Depatis-Net depatisnet.dpma.de

Datenbank des europäischen Patentamtes
Espace-Net at.espacenet.com

Österreichisches Patentamt 
see-ip.patentamt.at 

A Publikation der Anmeldung mit Recherchebericht

A5 Publikation der Anmeldung ohne Recherchebericht

B Patent

B8 korrigiertes Titelblatt eines AT-B Dokumentes

B9 korrigiertes Patent

E Europäisches Patent (EP) gültig in Österreich

U Gebrauchsmuster

U1 Gebrauchsmuster mit Recherchebericht

U2 Recherchebericht des Gebrauchsmusters

U3 Recherchebericht des Gebrauchsmusters

T Übersetzung eines EP-Patentes

Abkürzungen für österreichische Patente.
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informING.

Brandgefährliche Fassaden
„Grenfell Tower: Ein Einzelfall? Kein Einzelfall!", 
lautete die Schlagzeile am 25. Juni 2017 auf derstandard.at. 

informING.

Dipl.-HTL.-Ing. Manfred Ruhrhofer, FSE Ruhrhofer & Schweitzer GmbH

Was wäre wenn …? Zielführender ist demnach die Frage, ob die Brandschutzvorschrif-
ten für die 2015/2016 durchgeführte Sanierung unzureichend waren und/oder für das 
gegenständliche 24-geschossige Hochhaus nicht entsprechend eingehalten wurden. 
Die „Schuldfrage“ führt demnach zu Mensch oder Material (oder beides) in Form von 
z. B.: Warum wurde laut Medienberichten eine nicht brennbare Fassadenverkleidung 
beauftragt, aber nicht montiert? Verschlechtert Energieeinsparung durch Dämmung 
die Sicherheit von Gebäuden im Brandfall?

Die Fassade ist demnach nur ein Puzzleteil im Gesamtsystem des vorbeugenden 
Brandschutzes, der in seiner Gesamtheit eine wesentliche Grundlage für das Funk-
tionieren des abwehrenden Brandschutzes durch die Feuerwehr ist. Dass Vollwär-
meschutzfassaden mit Polystyroldämmstoffplatten brennen, ist zwischenzeitlich eine 
allseits bekannte Tatsache. Das führte seit Mitte der 1990er-Jahre dazu, dass durch 
Hersteller und Fachverband in Abstimmung mit dem Institut für Bautechnik konstrukti-
ve Brandschutzmaßnahmen gegen eine Brandausbreitung und Brandweiterleitung bei 
VWDS-Systemen mit EPS-Dämmstoffen entwickelt und in umfangreichen Testserien 
geprüft wurden. Die verbindliche Festschreibung dieser Maßnahmen erfolgte schließ-
lich in den gesetzlichen Anforderungen (z. B. OIB- RL 2 / 2.3).

Das Gebäude „Grenfell Tower“ im Westen von London mit ca. 68 m Gebäudehöhe wurde als 24-geschossiges Hoch-
haus in Stahlbetonbau mit äußeren Betonstützen und einem Gebäudekern aus Ortbeton für 120 Wohnungen errichtet, 
welche um ein innenliegendes Stiegenhaus mit Aufzugsanlagen angeordnet waren. Die ursprünglichen Wohnungszu-
gangstüren wurden im Zuge der Sanierung 2015/16 gegen (soweit bekannt nicht selbstschließende) Brandschutztüren 
ausgetauscht. Weiters wurden bei der Sanierung auf die ursprüngliche Betonfassade 15 cm starke Hartschaumplatten, 
beidseitig mit Alufolie beschichtet, samt geschossweiser Ausführung von nicht funktionsfähigen Brandschutzriegeln 
(Alubleche auf Polyethylen) aufgebracht. Über die nach der Sanierung vorhandene Ausführung bestehender Schächte 
sowie deren Abschottungen konnte keine Aussage gefunden werden. Im Gebäude waren konsensgemäß (1974 Fertig-
stellung) keine technischen Brandschutzeinrichtungen wie Brandmeldeanlage, Löschanlage, mechanische Stiegenhaus- 
entrauchung, etc. vorhanden und diese wurden im Zuge der Sanierung nicht hergestellt, sodass im gegenständlichen 
(wahrscheinlich durch einen Kühlschrank ausgelösten) Brandfall keine zeitgerechte Alarmierung der Bewohner zur 
Flucht als auch der Einsatzkräfte erfolgte. 

Faktencheck

Dieser Brandfall zeigt neuerlich auf, dass eine derartige Katastrophe ausschließlich durch eine Verkettung baulicher 
und technischer Mängel sowie unglücklicher Zustände / Nutzerverhalten erfolgen kann. So hätte der Brand des Kühl-
schrankes bei geschlossener Brandschutztüre zum innenliegenden Stiegenhaus dieses nicht verraucht und es wäre für 
die Flucht (wahrscheinlich ausreichend) nutzbar gewesen. Eine zeitgerechte Alarmierung der Bewohner zur Flucht als 
auch der Einsatzkräfte hätte wahrscheinlich nicht zu diesem Schadensausmaß geführt. Eine entsprechende Unterwei-
sung der Nutzer (z. B. keine Lagerungen im Stiegenhaus) erhöht die Sicherheit auch im Brandfall für Nutzer und für 
Einsatzkräfte. 

Ursachenforschung

Wesentliche Voraussetzung des beauftragten Brandschutzplaners für die Herstellung eines sicheren Gebäudes ist ne-
ben einem umfassenden Fachwissen (nicht nur theoretisch, sondern auch praxisorientiert) die frühzeitige Einbindung 
in das Projekt, der laufende Dialog zwischen allen Beteiligten mit entsprechender Schutzzieldiskussion und Definie-
rung der Grundlagen für allenfalls erforderliche Abweichungen. Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, ist 
für uns alle überdies die laufende Fort- und Weiterbildung unumgänglich. 

Die Wirtschaftskammer NÖ, Fachgruppe Ingenieurbüros, ist mit ihren Mitgliedsbetrieben seit Jahren als Aussteller bei 
der FSE Brandschutz-Fachtagung in St. Pölten (www.fse.at/tagung) vertreten, um den Besuchern eine fundierte Be-
ratung anzubieten. Vor allem aus dem Blickwinkel des gesamtheitlichen Brandschutzes und einer kompakten Wissens-
vermittlung werden bei dieser jährlichen Tagung Vorträge angeboten, weshalb diese Veranstaltung als eine wertvolle 
Weiterbildungsveranstaltung für den Brandschutz im deutschsprachigen Raum angesehen werden kann. Durch die 
begleitende fachspezifische Ausstellung besteht darüber hinaus die Gelegenheit, sich mit Firmen aus dem gesamten 
deutschsprachigen Raum sowie öffentlichen Institutionen über die neuesten Brandschutzprodukte bzw. Brandschutz-
dienstleistungen zu informieren. 

Wissen, Fortbildung und Beratung

Für Neubauten ist demnach ein gesetzlich definiertes Schutzziel vorgegeben und ist z. B. bei Hochhäusern (Gebäu-
de mit mehr als 22 m Fluchtniveau) eine Wärmedämmung ausschließlich aus unbrennbaren Materialien herzustellen. 

Schwieriger – ist wie allen bekannt – der Umbau / die Sanierung im Bestand mit einer meist erforderlichen umfassen-
den brandschutztechnischen Begutachtung zur Erstellung eines sicherheitstechnisch nachvollziehbaren Brandschutz-
konzeptes durch einen hierzu Befugten. Die fachgerechte Umsetzung der erforderlichen Brandschutzmaßnahmen 
entsprechend behördlich genehmigtem Brandschutzkonzept bei Berücksichtigung der entsprechenden gesetzlichen 
Bestimmungen ist laufend zu überwachen (in Form von baubegleitenden Kontrollen), sodass mit der Fertigstellung 
auch problemlos die mängelfreie Umsetzung sowie die fachgerechte Ausführung bestätigt werden können. Derzeit 
werden baubegleitende Brandschutzkontrollen in Österreich eher vereinzelt durchgeführt und besteht hierbei noch 
Handlungsbedarf, denn jeder Eigentümer/Nutzer hat ein Recht auf Sicherheit (auch im Brandfall!).

Gesetzliches Schutzziel

Brandschutzvorschriften

Dabei wurde in dem am 25. Juni 2017 auf derstandard.

at veröffentlichten Artikel über den 1974 eröffneten 

Grenfell Tower, in dem es zur albtraumhaften Brandkatas-

trophe mit mindestens 79 Toten und 120 ausgebrannten 

Wohnungen kam, kritisch angemerkt, dass zu viele Fehl-

entwicklungen sich in diesem Desaster bündeln: die Pro-

fitmaximierung des Wohnbaus, das Outsourcing von Kon-

trollen, die Vertreibung Benachteiligter aus der Stadt, 

völlig überforderte Behörden, die Einschüchterung von 

Bewohnern, die vor der Gefahr gewarnt hatten. Wie wir 

auch gelesen haben, ist so eine Katastrophe in Österreich 

und Deutschland aufgrund unserer strengen Gesetze un-

wahrscheinlich ...
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„Das Flair einer Oscarverleihung liegt hier wahrlich in der Luft. Der TINIP holt kreative und ambitionierte 
Schüler auf die Bühne, die Großartiges geleistet haben. Ich danke den Schülern für ihren Aufwand an Zeit 
und Arbeit und gratuliere ihnen zu ihrem Erfindergeist“, eröffnete Landesrätin Beate Palfrader erfreut die TINIP- 
Preisverleihung.

Der Tiroler-Nachwuchs-Ingenieur-Preis wurde von der Fachgruppe Ingenieurbüros der Tiroler Wirtschaftskammer in 
Zusammenarbeit mit dem Landesschulrat und den HTL initiiert, um die Verbindung von Wirtschaft und Schule zu för-
dern. 23 Projekte in fünf Kategorien wurden heuer eingereicht.

The winners are: 

TINIP – Technik für die Zukunft

Sieger des TINIP 2017 sind André Fauner und Johannes Tschol von der HT-
BLA Imst. Die zwei Schüler haben in der Kategorie Tiefbau eine Brücke in 
Holzbauweise ausgearbeitet und präsentiert. Auf Basis einer konkreten Bau-
aufgabe der Stadt Dornbirn versuchten die Schüler ein reales Holzbrücken-
projekt auf die Füße zu stellen: „Von der ersten Entwurfsidee bis hin zum Mo-
dellbau wurde das Gesamtprojekt von uns umgesetzt“, erzählt André Fauner. 
Der Juryvorsitzende Landesschulinspektor Anton Lendl gratulierte begeistert: 
„Das Projekt war in seiner Gesamtheit ausführungsfertig, es müsste nur noch 
gebaut werden. Die gesamte Prozessentwicklung vom Entwurf über den sta-
tischen Aspekt bis zur Kalkulation war präzise durchdacht. Auch die Verknüp-
fung von Konstruktion und Ästhetik war hier ausgezeichnet.“ 

Bereits zum achten Mal wurde am 19. Juni 2017 der Tiroler-Nach-
wuchs-Ingenieur-Preis TINIP verliehen. Prämiert wurden Projektarbei-
ten aus den Maturajahrgängen 2016/17 der Tiroler HTL und artver-
wandter technischer Schulen in fünf verschiedenen Kategorien.

Die TINIP-Sieger 2017 André Fauner (3.v.l.) und Johannes Tschol (3.v.r.) freuten sich gemein-
sam mit Sabine Niemeyer vom Bundesministerium für Bildung (2.v.r.), Landesschulinspektor 
Anton Lendl (r.) sowie FG-Obmann Peter Seitz (l.) und Fachgruppgen-GF Kurt Lorbek (2.v.l.).
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KATEGORIE MASCHINENBAU/WIRTSCHAFTSINGENIEURE/GEBÄUDETECHNIK:

Christoph Abenthung, Raphael Gattringer, Johannes Haller (HTBLVA Anichstraße) haben mit ihrem Projekt „Automa-

tisches Einparksystem für eine Tiefgarage“ eine neue Park-Ära für Privattiefgaragenplätze eingeläutet – praktisch und 
innovativ. Der Fahrer stellt das Auto auf einer Transportplattform ab. Mit der Benützung einer Antriebsplattform wird 
das Auto zur richtigen Parkposition geschickt und kompakt eingeparkt. Das Einparksystem spart Platz und die Privat-
tiefgarage kann noch effizienter genutzt werden.

KATEGORIE HOCHBAU/BAUTECHNIK/INNENARCHITEKTUR

Florian Brolli, Patrik Brunner und Lukas Haberl (HTBLVA Trenkwalderstraße) haben mit ihrem Projekt „Hochalpines Bau-
en in Tirol – Umbau Bettelwurfhütte Absam“ den Umbau der auf über 2.000 Meter gelegenen Schutzhütte geplant. Die 
drei Schüler konzipierten die bewirtschaftete Berghütte in zeitgemäßer Architektur mit traditionellen Elementen. Mit 
einer autarken Haustechnik sowie ästhetischer Materialauswahl sollte die Funktionalität als Schutzhütte erhalten bleiben. 

KATEGORIE ELEKTROTECHNIK/ELEKTRONIK/INFORMATIK:

Markus Egger und Johannes Niederhauser (HTBLVA Anichstraße) haben mit ihrem Projekt „AthleticCam – a self-acting 
camera for sport events“ eine Verbindung zwischen Hard- und Software geschaffen. Die zwei Schüler haben ein Kame-
rasystem entwickelt, welches vorrangig bei Sportveranstaltungen zum Einsatz kommen soll. Immer, wenn ein Athlet in 
den Sichtbereich des Kamerasystems kommt und als Person visuell erkannt wird, löst die Spiegelreflexkamera aus. Die 
AthleticCam erkennt die Startnummer und die Sportler können sofort identifiziert werden. Mit dieser Information kön-
nen die Bilder in Echtzeit ins Internet geladen und auf Social-Media-Kanälen geteilt und somit gleich geliked werden. 

KATEGORIE DESIGN:

Franziska Fend, Florian Erharter und Valentina Czermak (HTBLVA Trenkwalderstraße) haben mit ihrem Projekt „3D-
Modeling einer Kirche und Rekonstruktion der Freskofragmente“ einen Spagat zwischen Design, Architektur, Digi-
talisierung und Kunstgeschichte gemacht. Die drei Schüler haben mit Hilfe des 3D-Programms Autodesk Maya die 
Kirchenruine „St. Peter Altenburg“ digital rekonstruiert. Der gegenwärtige Zustand sowie der mögliche Zustand in der 
Zeit der Romantik wurden dargestellt. Zusätzlich wurden drei zeitlich passende Freskofragmente praktisch umgesetzt.

Insgesamt wird von der Jury je Kategorie ein Projekt nominiert. Die Nominierten erhalten neben der Nominierungsur-
kunde jeweils einen Preisgeldscheck in Höhe von 1.000 Euro. Der TINIP-Sieger erhält neben der Siegerurkunde zusätz-
lich noch einmal 1.000 Euro Preisgeld. 

Die Nominierten in den weiteren Kategorien:

„Ich gratuliere allen Preisträgern sehr herzlich. Hier sitzen alles Sieger, denn alle haben Ideen umgesetzt, wa-
ren innovativ und sind sozusagen gleich einige Schritte mehr gegangen als alle anderen. Das ist einzigartig.“,  
so Peter Seitz, Obmann der Tiroler Fachgruppe der Ingenieurbüros

„Die Bandbreite an Einreichungen war wirklich beeindruckend. So viele kreative Köpfe und innovati-
ve Ideen, das ist einzigartig. Ich bin begeistert, dass auch so viele Damen in der Technik Fuß gefasst ha-
ben und mannsstark ihr Können vertreten. Ich wünsche allen Teilnehmern für die Zukunft nur das Beste.“, 
so Dietmar Hernegger, Obmann der Sparte Information und Consulting

meetING.

Fundierte Daten als 
Entscheidungsgrundlage 

Mit mehreren Mitarbeitern reicht es nicht aus, alles im 
Kopf zu haben oder schnell nachzusehen. Es ist essen-
ziell, den aktuellen Kenntnisstand mit den Kollegen zu 
teilen, um den Zeitplan der Projekte auch bei Urlaub 
und im Krankheitsfall nicht zu gefährden. „Wie alle 
Teams arbeiten wir in unserem Ingenieurbüro mit Lis-
ten, Tabellen und einer individuellen Ordnerstruktur 
– aber die Suche nach Informationen in unterschiedli-
chen Programmen und die Anpassungen nach Updates 
sind immer wieder zeitraubend“, berichtet Angermann, 
der zusätzlich als Sachverständiger für Heizung, Sanitär 
und Schwimmbäderbau einen vielfältigen Wirkungs-
kreis hat, was eine strukturierte Planung der Ressourcen 
notwendig macht. Die Suche nach einer zentralen Da-
tenbanklösung sollte nach einigen Kriterien erfolgen: 
Es ist wichtig, planerische und abrechnungstechnische  
Arbeitsprozesse möglichst genau in der Software abge-

bildet zu wissen. Kleine und mittlere Büros brauchen eine 
Branchenlösung, denn für den zeitlichen und finanziellen 
Aufwand einer individuellen Programmierung ist oft we-
der die wirtschaftliche Grundlage noch die nötige Vor-
laufzeit gegeben.

Internetrecherche, Vergleiche mit dem Anforderungspro-
fil, Demo-Versionen und Testphase – für den Ingenieur 
zählen Fakten. Mit der richtigen Bürosoftware sollten auf 
Tastendruck grundlegende Controlling-Daten zur Verfü-
gung stehen, die für die Entscheidung über die Auftrags-
annahme benötigt werden. Die effektive Planung der Mit-
arbeiter und damit die Gestaltung der eigenen Liquidität 
bedeuten einen Wettbewerbsvorteil. Mike Angermann ist 
als Partner bei dem Aschauer Softwareexperten PROJEKT 
PRO eingebunden, wo er Ingenieure und Architekten zum 
Thema „Professionelles Büromanagement“ berät. 

Mike Angermann ist seit 24 Jah-
ren selbstständiger Unternehmer 
und sagt: „Wer als Ingenieur sei-
ne Projekte nicht ausreichend 
dokumentiert, hat einen wichti-
gen Teil der Arbeit außer Acht 
gelassen.“

Ein Interview mit Mike Angermann, Büroinhaber und Sachverständiger
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Nach welchen Kriterien bewertet der Ingenieur eine unterstützende Bürosoftware? 

Hard- und Software ändern sich in immer kürzeren Zeitabschnitten. Bei Rechnertausch oder Programm-Update sind 
Anpassungen erforderlich, um vorhandene Daten nutzen zu können. So ist eine sinnvoll nachvollziehbare Datenhal-
tung mit individuellen Insellösungen nicht wirklich möglich. Hersteller von Bürosoftware für Architekten und Ingenieure 
sollten sich spezifisch mit der Betriebsart eines planenden Büros im Bauwesen befasst haben, denn die Begrifflichkeit 
und die abgebildeten Arbeitsprozesse müssen zum Geschäftsinhalt passen. Möglichst alle operativ-organisatorischen 
Arbeiten mit einem einzigen Programm abzudecken, spart Einarbeitungszeit und erleichtert den Wissenstransfer. 
Wichtiger aber: die komplette Vernetzung aller Informationen als entscheidender Wettbewerbsfaktor. Ein zusätzlicher 
Pluspunkt, wenn das Programm verschiedene Tätigkeiten – wie bei mir als Planer und Sachverständiger – getrennt 
wirtschaftlich auswerten und dennoch im Gesamtsystem erfassen, bearbeiten und verwalten kann.

Inwieweit ist der Preis ein Kaufkriterium? 

Vergleichbare Systeme unterscheiden sich preislich nicht sehr voneinander. Ein möglicher Preisunterschied von ein 
paar tausend Euro amortisiert sich durch den Mehrnutzen einer besseren Software innerhalb weniger Monate, allein 
schon durch die Zeitersparnis.

Was würden Sie heute anders machen? 

Für die Verwendung einer Bürosoftware-Lösung sollte man sich möglichst früh entscheiden, um die in der Software 
vorhandenen Funktionalitäten mit allen Ressourcen umfangreich nutzen zu können. Denn erst eine zentrale Steuerung 
macht auch ein kleines Büro wirklich wirtschaftlich. Da ich mich in den letzten zehn Jahren intensiv mit „PRO control-
ling“ und „PRO management“ befasst habe, war es naheliegend, PROJEKT PRO im österreichischen Planungsmarkt 
als Berater zu unterstützen. Ich bin seit zwei Jahren dabei und habe gesehen, dass alle Ingenieurbüros dieselben orga-
nisatorischen Herausforderungen haben. Meine Überzeugung ist stärker denn je: ein professionelles Controlling- und 
Management-System ist für die wirtschaftliche Projektsteuerung unumgänglich.

Welches Fazit ziehen Sie seit der Implementierung? 

Eine datenbankgestützte Bürosoftware bringt im Controlling enorme Vorteile: stets aktuelle Information über den 
finanziellen Stand eines Projektes und des Unternehmens. Zum richtigen Zeitpunkt zu erkennen, wann die Kosten aus 
dem Ruder laufen und warum. So können in den meisten Fällen entsprechende Nachträge der Honorarforderungen 
durchgesetzt werden. Der Nutzen im Management-Teil der Software ist die zentralisierte Organisation der Projekte 
und damit das Potenzial für Arbeitszeitersparnis. Aufgrund der zentralen Einstellungen ist die Ablagestruktur der Do-
kumente selbsterklärend. Automatismen wie Protokoll- oder Planversand erleichtern die Arbeit enorm.

Warum zieht man eine zentrale Software-Lösung für die Büro- und Projektsteuerung in Betracht?

Der Wettbewerb um Bauprojekte wird größer. Stunden werden teurer und jede operativ verbrauchte Stunde treibt den 
eigenen Stundensatz nach oben – die Konkurrenzfähigkeit leidet. Für eine wirtschaftliche Büroführung ist es wichtig, 
die eigenen Zahlen genau zu kennen und ein System zu verwenden, das mit einem Minimum an Arbeitszeiteinsatz ein 
Maximum an Komfort und Qualität bietet.

Es muss zur Philosophie des Herstellers gehören, die sich verändernden Gegebenheiten der Branche im Programm 
abzubilden. Solche Verbesserungen gehen z. T. auf Kundenfeedback zurück, auch auf meines. Wir arbeiteten für die 
individuellen Druckvorlagen mit dem PROJEKT PRO Team zusammen, denn jedes Dokument transportiert das äußere 
Erscheinungsbild eines Planungsbüros. Durch die Layoutanpassung aller Formulare entsprach jedes Detail unserem 
Corporate Design.

Sie haben sich für eine standardisierte Branchensoftware entschieden. Gab es dennoch Kontakt 
mit dem Entwicklungshaus? 

Mike Angermann über  
die Verwendung von  
Branchensoftware für  
Ingenieurbüros:

Wie stand es mit der Umsetzung in Ihrem Team und wie lang war die Einführungsphase? 

Mir war nach der intensiven Recherche klar, dass jedes neues System unsere bisherige Arbeitsweise stark verändern 
würde. Als Unternehmer voll hinter jenen Themen zu stehen, die einen Paradigmenwechsel bedeuten, ist für die er-
folgreiche Integration innerhalb eines halben Jahres entscheidend.

ÜBER PROJEKT PRO

Seit über 25 Jahren entwickelt PROJEKT PRO Bürosoft-
ware für Struktur und Transparenz in Projektabläufen von 
Planungsbüros. 

Diese Controlling-Werkzeuge ermöglichen die wirtschaftli-
che Steuerung und unterstützen Architekten und Ingenieure 
bei der Konzentration auf die Kernaufgaben. 

Firmengründer Harald Mair hat eine Software entwickelt, 
die fast jeden Aspekt der täglichen Büroarbeit abdeckt 
und für Effizienzsteigerung im Planungs- und Kommunika-
tionsprozess sorgt. Die Software wird von interdisziplinären 
Teams entwickelt. Sie wurde sechs-mal mit dem FileMaker 
Award ausgezeichnet und wird von über 10.000 Anwendern 
in mehr als 1.600 Büros genutzt. 
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Im Reich der Parameter

Normen sind Teil unseres Lebens. 
Egal ob wir den Kühlschrank öff-
nen, den Laptop anwerfen oder 
unser Auto bewegen. Regelwerke 
standen Pate für all die Funktionen, 
auf die wir eingeschworen sind und 
auf die wir uns blind verlassen wol-
len und können. Normen definieren 
also Anforderungen an Produkte, 
Dienstleistungen und Verfahren. 

Sie schaffen Bereichsklarheit und 
dienen somit der Sicherheit sowie 
den Ansprüchen an gleichbleibende 
Qualität, Vergleichbarkeit und Kom-
patibilität.

Normen sind freiwillige Regelwer-
ke. Sie sind Empfehlungen und 
stellen Lösungsstandards zur Verfü-
gung. Wenn der Gesetzgeber will, 

kann er sie für verbindlich erklären. 
Nur der Gesetzgeber. Und: Nor-
men sind nicht in Stein gemeißelt. 
Sie werden adaptiert, verworfen 
oder neu geschrieben. Diese Pha-
sen der Normenwerdung sollten wir 
Ingenieurbüros nicht aus der Ferne 
betrachten, sondern mitgestalten. 
Normen, die uns betreffen, sollten 
auch unsere Handschrift tragen. 

Besondere Situationen bedingen besondere Verhaltensweisen. Regelwerke 
wie Normen, Standards und Richtlinien definieren strukturierte Verhaltensre-
gelmäßigkeiten zum Auflösen der Komplexität unterschiedlichster Problem-
bereiche.

Zusammenarbeit
Idealerweise arbeiten wir dazu in einem der vielen Komitees als Experte oder als Teilnehmer in einer Arbeitsgruppe mit. 
Wer sich dazu nicht durchringen kann – denn gemäß dem Normengesetz in der geltenden Fassung ist kein Beitrag mehr 
für die Mitarbeit zu löhnen, es kostet also nur noch Zeit und die ist gut angelegt – sollte wenigstens Stellungnahmen als 
Online-Kommentar im Normen-Entwurf-Portal des Austrian Standards Institutes zu fachbereichsspezifischen Veröffentli-
chungen abgeben. Experten haben Vorschlags- und Stimmrecht, verfügen – Sinn der Sache – über einen Informations- 
und somit Wettbewerbsvorsprung, denn wer zeitgerecht weiß, was kommen wird, kann sich auch zeitgerecht darauf 
einstellen – und stehen im Dialog mit Mitbewerbern. Leider gestaltet sich die Mitarbeit auf europäischer oder interna-
tionaler Ebene nicht ganz so friktionslos. Sitzungen finden an oftmals überraschenden Schauplätzen statt, die Kosten 
verbleiben jedenfalls beim Teilnehmer.

Normen und Markt
Trotzdem finden sich Normen und KMUs zu einer attraktiven Gemeinschaft zusammen und die Vorteile überwiegen mög-
liche Nachteile bei Weitem. Mit „Konformitätsvermutung“ behaftete Produkte können CE-gekennzeichnet werden, eta-
blierten Normen entsprechende Produkte versprechen schnelleren und besseren Marktzugang, der Einsatz von Normen 
ermöglicht einfachere und kostengünstigere Produktion, leichtere Instandhaltung und Support und die Kompatibilität 
von Produkten ist sichergestellt. Unbestritten sind viele in Normen beschriebene Technologien von KMUs nicht anwend-
bar und unbestritten kosten Konformitätsbewertungsverfahren Geld etcetera, etcetera. Gerade deshalb aber ist unsere 
Mitarbeit in den Gremien umso wichtiger, damit mehr KMU-affine Normen das Licht der Wirtschaftswelt erblicken. 

Normen sind Dokumente, die mit Konsens erstellt und von einer anerkannten Institution 
angenommen wurden, und die für die allgemeine und wiederkehrende Anwendung Re-
geln und Leitlinien oder Merkmale für Tätigkeiten oder deren Ergebnisse festlegen, wobei 
ein optimaler Ordnungsgrad in einem gegebenen Zusammenhang angestrebt wird, siehe 
ÖNORM EN 45020 : 2006 / 3.2.   

Im Spannungsfeld:  
Energieeffizienz und Denkmalschutz

Praktische und lösungsorientierte Ansätze für alle historischen Gebäude 
bietet die neue ÖNORM EN 16883

Die Erhaltung und zeitgemäße Nut-
zung von historischen Bauwerken 
stellt Eigentümer immer wieder vor 
scheinbar unlösbare Fragen. Welche 
Probleme dabei auftreten, fasst u. a. 
die soeben vom Beratungsunterneh-
men Kovar und Partners vorgestellte 
Studie „Bessere rechtliche Rahmen-
bedingungen für Baudenkmäler“  zu-
sammen. Eines der klassischen Span-
nungsfelder: die Anforderungen des 
Denkmalschutzes mit einer notwendi-
gen Verbesserung der energiebezo-
genen Leistung inklusive Senkung der 
Treibhausgas-Emissionen auf einen 
gemeinsamen Nenner zu bringen. 

Entsprechende Empfehlung dazu 
gibt die neue ÖNORM EN 16883. 
Sie ergänzt bestehende Standards zur 
energiebezogenen Leistung für den 
Gebäudebestand im Allgemeinen, 
indem sie auf Aspekte fokussiert, die 
speziell historische Gebäude betref-
fen, und darlegt, wie sich bestehende 
Normen anwenden lassen.

Dieser europäische Standard, der 
auf alle historischen Gebäude ange-
wendet werden kann und nicht nur 
für Bauwerke, die dezidiert unter 

Denkmalschutz gestellt sind, ist für 
die Anwendung durch Gebäudeei-
gentümer, Behörden und Fachleute 
ausgelegt, die an der Konservierung 
und Modernisierung historischer Ge-
bäude beteiligt sind. Er zielt darauf 
ab, nachhaltiges Gebäudemanage-
ment zu unterstützen. Dazu werden 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
energiebezogenen Leistung und da-
mit zur Senkung von Treibhausgasen 
mit angemessener Konservierung ver-
bunden. Der darin festgelegte syste-
matische Ansatz soll die jeweils beste 

Einzelfallentscheidung erleichtern. 
Beschrieben wird dazu ein normati-
ver Arbeitsablauf für die Auswahl von 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
energiebezogenen Leistung auf der 
Grundlage einer Untersuchung, Ana-
lyse und Dokumentation des Gebäu-
des und seiner kulturgeschichtlichen 
Bedeutung. Gleichzeitig bewertet das 
Verfahren die Auswirkung dieser Maß-
nahmen in direktem Zusammenhang 
mit der Erhaltung der charakteristi-
schen Merkmale des Gebäudes. 

BIBLIOGRAFIE:

ÖNORM EN 16883 Erhaltung des kulturellen Erbes – Leitlinien für die Verbesserung  
der energiebezogenen Leistung historischer Gebäude.

Dr. Johannes Stern
Ing. Helmut Pichl
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Zero Emission Cities
Wirtschaft(en) 2050

Klima und Kälte nach 2020 
Dritter österreichischer Klima-Kälte-Tag 

06. November 2017, 11:00 - 18:00 Uhr 
Rathaus/Festsaal, Lichtenfelsgasse 2

28. September 2017 
Eventhotel-Pyramide in Wien-Vösendorf 

Mehr als die Hälfte aller Menschen wohnt in Städten. Im Jahr 2050 wer-
den rund 70 Prozent der Weltbevölkerung im urbanen Raum leben und 
arbeiten. Die bestehenden Strukturen geraten bereits heute an ihre Kapa-
zitätsgrenzen, es muss dringend in den Aus- und Umbau der Infrastruktur 
investiert und es müssen innovative Lösungen zur Bewältigung der öko-
logischen Vorgaben gefunden werden. Diese Situation stellt Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft gleichermaßen vor enorme Herausforderungen.

Was bedeutet das für den Wirtschaftsstandort Wien? Welche Bedeutung 
haben Themen wie bedarfsgerechte Ausbildung, nachhaltige Logistik, 
intelligente Technologien und inklusives Wachstum? Und welche Rolle 
werden die Unternehmen dabei spielen? Bei dieser Veranstaltung werden 
Ihnen, aktuell und branchenübergreifend, die besten Konzepte, Projek-
te und Initiativen für die Weiterentwicklung Wiens zur international an-
erkannten Musterstadt präsentiert. Diskutieren Sie mit den Experten und 
erarbeiten Sie mit uns gemeinsam ein Stück Zukunft.

zeroemissioncities.at Informationen und Anmeldung zur Teilnahme unter: www.klimakaeltetag.at

„Klima und Kälte nach 2020 – unsere Gebäude der Zukunft“ ist das Thema 
des am 28. September 2017 in der Eventhotel-Pyramide in Wien-Vösen-
dorf stattfindenden dritten österreichischen Klima-Kälte-Tages. Veranstal-
ter sind die WEKA FACHMEDIEN ÖSTERREICH mit der Fachzeitschrift 
HLK Heizung Lüftung Klimatechnik.

Dieses Motto drückt schon aus, welch unglaubliche Dynamik die Entwick-
lung dieses Branchenumfeldes prägt. Der EU-Raum ist der weltweit be-
achtete Pionier bei der praktischen Umsetzung der im globalen Vergleich 
schärfsten Umweltschutzauflagen für Gebäude und deren technische Aus-
rüstung. Dies fordert Bauherren und Entscheider ebenso wie deren Part-
ner, die beratenden Ingenieure, Planer, Anlagenbauer und ihre industriel-
len Lieferanten. Für diese Zielgruppen will die Veranstaltung ein Fenster 
in die Zukunft öffnen und Sicherheit von der Planung weg vermitteln.

Prof. Dr. Ille C. Gebeshuber, Professorin für Physik an der TU Wien  
und Expertin in Tribologie, Nanotechnologie und Biomimetik (Bionik), 
verspricht mit ihrem Grundsatzreferat einen spannenden Einstieg in die 
Veranstaltung. Außerdem gibt sie auch einen Einblick, wie der Mikrokos-
mos der Natur als Vorbild für umweltschonende Entwicklungen in der Käl-
te-/Klimabranche dienen kann.

Frau Andrea Voigt, Generaldirektorin von EPEE (European Partnership 
for Energy and Environment), zeigt den Status der Umsetzung der F-Gas-
Verordnung und blickt auf die Jahre 2020 bis 2030.

Weitere internationale und nationale Experten halten spannende und weit 
in die Zukunft gerichtete Vorträge in den Bereichen Digitalisierung, Ener-
gieeffizienz, Ausbildung, Zertifizierung, Contracting und Förderungen.

Als Teilnehmer werden Bauherren und Entscheider aus den Bereichen In-
dustrie, Handel, Gewerbe, Büro-Immobilien, Gesundheitswesen, kommu-
nale Einrichtungen, Tourismus sowie Planende und Ausführende (Planer, 
beratende Ingenieure, Klimaanlagenbauer, Kälteanlagenbauer, General-
unternehmer) erwartet.

Fachliche Leitung: Otto Oberhumer, 
Ingenieurbüro Oberhumer, Gaspoltshofen

Prof. Dr. Ille C. Gebeshuber, Professorin für 
Physik an der TU Wien und Expertin in Tri-
bologie, Nanotechnologie und Biomimetik 
(Bionik), gibt in ihrer Keynote einen Einblick, 
wie der Mikrokosmos der Natur als Vorbild 
für umweltschonende Entwicklungen in der 
Kälte-Klima-Branche dienen kann.

© Foto Oberhumer

© Foto Gebeshuber
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Bundesgesetzblätter
BGBl. II Nr. 226/2017    Änderung der Verordnung über die Fachausbildung der Sicherheitsfachkräfte  
    und die Besonderheiten der sicherheitstechnischen Betreuung für den untertä- 
    gigen Bergbau (SFK-VO), der Fachkenntnisnachweis-Verordnung (FK-V) und der  
    Verordnung über den Nachweis der Fachkenntnisse für die Vorbereitung und  
    Organisation von bühnentechnischen und beleuchtungstechnischen Arbeiten  
    (Bühnen-FK-V)

BGBl. II Nr. 225/2017    Änderung der Nationalen GewässerbewirtschaftungsplanVO2009 – NGPV 2009 

BGBl. II Nr. 221/2017     Änderung der Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung 1967 (63. Novelle  
zur KDV 1967)

 
BGBl. II Nr. 208/2017  .  Änderung der IG-L–Messkonzeptverordnung 2012 

BGBl. II Nr. 207/2017     Emissionsregisterverordnung 2017 – EmRegV-OW 2017

BGBl. I Nr. 126/2017    ArbeitnehmerInnenschutz-Deregulierungsgesetz

BGBl. I Nr. 118/2017    Änderung des Fluorierte Treibhausgase-Gesetzes 2009

BGBl. I Nr. 114/2017    Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes und  
    des Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957

BGBl. I Nr. 111/2017  Änderung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000

BGBl. II Nr. 201/2017  Biogas-Nachfolgetarifverordnung 2017 – NFT-VO 2017

BGBl. II Nr. 200/2017  Aerosolpackungsverordnung 2017

BGBl. I Nr. 108/2017   Änderung des Ökostromgesetzes 2012, des Elektrizitätswirtschafts-  
und -organisationsgesetzes 2010, des Gaswirtschaftsgesetzes 2011,  
des KWK-Punkte-Gesetzes und des Energie-Control-Gesetzes

BGBl. II Nr. 196/2017     Änderung der Kraftstoffverordnung 2012

BGBl. I Nr. 96/2017  Änderung der Gewerbeordnung 1994

BGBl. I Nr. 94/2017    Änderung der Gewerbeordnung 1994

BGBl. I Nr. 92/2017    Änderung des Luftfahrtgesetzes

BGBl. I Nr. 87/2017    Änderung des KMU-Förderungsgesetzes

BGBl. II Nr. 186/2017    2. Altlastenatlas-VO-Novelle 2016

BGBl. I Nr. 73/2017    Änderung des Wirtschaftskammergesetzes 1998 – WKG-Novelle 2017

BGBl. I Nr. 70/2017    Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG-Novelle Seveso III)

VERANSTALTUNGEN

„Kleinwindkraft 2030: Evolution? Revolution?“ 
3. Internationale Kleinwindkrafttagung 

Am 4. und 5. Oktober 2017 in Wien

Veranstalter:  FH Technikum Wien 20, Höchstädtplatz 6
 
Spannende Vorträge zum Thema! Die Veranstaltung ist kostenlos. 

Anmeldung: www.technikum-wien.at/kleinwindkraft2017

„Datenschutz im Fokus“ 
Am 12. und 13. Oktober 2017 in Wien

Veranstalter:  Abteilung für Rechtspolitik und Bundessparte Information und Consulting der WKÖ, 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien
 
Nähere Info: www.wko.at/branchen/information-consulting/top-thema-datenschutz.html

Anmeldung: bis 5.10.2017 schriftlich per E-Mail an: veranstaltungsservice@wko.at. Die Teilnahme ist kostenlos. 
Begrenzte Teilnahmemöglichkeit, Reihung erfolgt nach Anmeldedatum.

15. Photovoltaik-Tagung Austria

Am 13. und 14. November 2017 in Wien

Veranstalter: Photovoltaic Austria

Interaktives Fachforum für PV-ExpertInnen, ArchitektInnen und PlanerInnen / Workshops  

Einreichstart zum ersten Innovations-Award. Schwerpunkt: bauwerksintegrierte Photovoltaik.

Anmeldung: www.pvaustria.at



„Das  we i t e  Land“  i s t  n i ch t  nu r  e i n  Synonym fü r  N i ede rö s t e r r e i ch ,  sonde r n  auch  f ü r  d i e  Fü l l e  an  Fach -

be re i chen  de r  I ngen i eu rbü ro s  N i ede rö s t e r r e i ch s .  M i t  de r  K ra f t  de r  Kompe tenz  und  de r  D i s t anz  des 

ob j ek t i ven  Pa r t ne r s  p l anen ,  be re chnen  und  beg l e i t en  s i e  P ro j ek te  t r euhänd i s ch  f ü r  i h r e  Au f t r aggebe r. 

B i s  I hnen  j emand  ande re r  e i n  ähn l i c he s  Le i s t ungs spek t r um b i e t en  kann ,  w i r d  noch  v i e l  Wasse r  d i e  Donau 

h i nun te r  f l i eßen  . . .

Wir t s chaf t skammer  N iederös te r re i ch ,  Fachgruppe  Ingen ieurbüros

Landsberger s t raße  1 ,  A -3100 S t .  Pö l ten ,  Te l . :  02742/851-19711,  Fax :  02742/851-19719

E-Ma i l :  i ng .bueros@wknoe .a t ,  www. ingen ieurbueros .a t
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Wirtschaftskammer Niederösterreich, Fachgruppe Ingenieurbüros

Wirtschaftskammer-Platz 1, 3100 St. Pölten, Tel.: 02742/851-19721, Fax: 02742/851-19729

E-Mail: ing.bueros@wknoe.at, www.ingenieurbueros.at


